
Pressemitteilung       Ansbach, 07.08.2009  

Staatliches Bauamt Nürnberg bestätigt: Urlas-Anbindung überflüssig 

B14-Knoten weiter abspecken – Anwohner statt Militär müssen im Mittelpunkt stehen 

„Planfeststellungsverfahren anhalten“ – Militärische Wohn-Retorte auf tönernen Füßen 

Der Vertreter des Staatl. Bauamt Nürnberg (StBaN) Nolte sagte am 05.08.09 in der FLZ, dass 

die „Kapazität der vorhandenen Verkehrserschließung des Urlas für den 1. Bauabschnitt 

reicht.“ Genau das Gegenteil behauptete der Amtsleiter des Staatl. Bauamts Ansbach 

(StBaAn) Arndt im Rahmen der Stadtratssitzung vom 30.06.09 auf Nachfragen aus dem 

Plenum. Es scheint, dass die eine Hand nicht weiß, was die andere tut. 

Unter anderem aufgrund Arndts Aussage ist der Beschluss zum höchst umstrittenen B14-

Knoten mit zusätzlicher Anbindung des Urlas auf Kosten der Steuerzahler am 28.07.09 

zustande gekommen. Die Offene Linke erklärt, dass von Seiten des StBaAn offenbar mit 

falschen Daten und Drohungen („Ampel auf der B14“) gearbeitet wurde, um das notwendige 

Votum für das Monsterprojekt mit alleinigem Nutzen für das US-Militär durchzudrücken und 

fordert ein Anhalten des Planfeststellungsverfahren: „Wir haben erhebliche Zweifel, ob ein 

rechtmäßiger Stadtratsbeschluss zustande gekommen ist“, betont Stadtrat Boris-André 

Meyer. 

Auch die Aussage von Nolte in der FLZ, das militärische Bauprojekt am Urlas verlaufe 

„planmäßig“, bezeichnet die Offene Linke als „völlig aus der Luft gegriffen“: Die US-Armee 

musste bereits im ersten Bauabschnitt die Zahl der Soldatenhäuser wegen Geldmangels von 

138 auf 106 reduzieren. Der Baubeginn wurde mehrfach verschoben. Planverfahren für 

weitere Bauabschnitte sind nicht in Sicht. Im US-Haushalt wurden hierfür erneut keine Mittel 

eingeplant. Dass für US-Militärbauprojekte in Europa die Finanzierung auf wackligen Beinen 

steht, zeigt die endgültige Pleite einer Urlas-ähnlichen Wohn-Retorte im oberpfälzischen 

Grafenwöhr.  

Die Offene Linke sieht die Pläne für die Endausbaustufe der Trabantenstadt am Urlas daher 

als „unrealistisch“, „nur in Träumen von Armeegeneralen existent“ an und warnt vor der 

Veruntreuung von Steuergeldern für Anbindungen militärischer Luftschlösser. 

Daher ist das dringende Gebot der Stunde, den B14-Knoten weiter abzuspecken und ohne 

eine Urlas-Zufahrt weiter zu planen. Vielmehr muss hierbei die Verkehrssicherheit der 

Anwohner der östlichen Ansbacher Stadtteile, insbesondere die Situation der Fußgänger und 

Radfahrer im Mittelpunkt stehen. Durch Noltes Aussagen sind nun ganz neue 

Voraussetzungen gegeben: Dem Staatssäckel können unnötige Ausgaben, der Stadt Ansbach 

Enteignungen eigener Bürger erspart werden. 
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